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Erstes Kapitel 

Einführung und Grundlagen 

A. Einführung in die Thematik 

Während der Schwerpunkt der umweltrechtlichen Diskussion ursprünglich 
im öffentlichen Recht lag, hat zu Beginn dieses Jahrzehnts eine Verlagerung 
auf das Zivilrecht stattgefunden. Die spektakulären internationalen Störfälle, 
wie z.B. Seveso, Sandoz und Bhopal, haben gezeigt, daß Umweltkatastrophen 
nicht nur ökologische, sondern auch individuelle Schäden an Leben und Ge­
sundheit sowie Sachschäden hervorrufen. Dieser Umstand entfachte in 
Deutschland eine politische Diskussion über eine Neugestaltung des Umwelt­
haftungsrechtes. Um gesetzliche Lücken in diesem Bereich zu schließen, wur­
den die bereits bestehenden Regelungen durch das Umwelthaftungs- und das 
Gentechnikgesetz ergänzt. Dadurch wird ein weitgehender gesetzlicher Aus­
gleich von Schäden, die durch UmweItbelastungen verursacht werden, ge­
währleistet. 

Die umwelthaftungsrechtliche Verantwortlichkeit trifft vor allem die Indu­
strie, die einer der Hauptverursacher von durch UmweItbelastung entstehenden 
Schäden ise. Die Verpflichtung zur Übernahme des Haftungsrisikos trifft sie 
als Kehrseite von erlaubten gefährlichen Produktionen, da diese mit einem Re­
strisiko behaftet sind, das sich letztlich oft in unvermeidbaren wie vermeidba­
ren Unfällen verwirklicht 2. 

Der Großteil der industriellen Fertigung liegt heute in den Händen von 
Großkonzernen. Diese sind selbst keine Rechtssubjekte, sondern nur die ein­
zelnen Konzerngesellschaften sind rechtlich selbständig3. Es gilt das Tren-

1 Als weitere Hauptverursacher kommen private Haushalte und der Kfz-Verkehr in 
Betracht. Siehe zur prozentualen Verteilung auf die Verursacher bei Luftverschmut­
zungen Wagner, S. 25. 

2 Vgl. GerIach, S. 13; Engelhardt, S. 27. 
3 Vgl. statt vieler Lutter, FS Stimpel, S. 825,827 ff.; ders., ZGR 1987,324,334; 

Bork, ZGR 1994, 243 mit vielen weiteren Hinweisen. Die Gegenansicht, nach der der 
Konzern selbst eigenständiges Rechtssubjekt ist (Isay, S. 96 ff), hat sich nicht durch­
setzen können. Auch dem Vorschlag, dem Konzern wenigstens Teilrechtsfähigkeit zu­
zugestehen, kann nicht gefolgt werden. Dazu Bork, ZGR 1994,243 ff 

2 ÜSsenbühl 
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nungsprinzip4, d.h. rechtsfähig und verantwortlich ist der einzelne Unterneh­
mensträger (z.B. die einzelne Aktiengesellschaft, GmbH). Der Konzern selbst 
ist weder Haftungssubjekt noch tauglicher Adressat von umweltrechtlichen 
Maßnahmen. Die Haftung der einzelnen Konzerngesellschaften ist, soweit sie 
in der Form der juristischen Personen organisiert sind, auf das Gesellschafts­
vermögen begrenzt. 

Rechtstatsächlich kann damit im Konzern stark vereinfacht folgendes Phä­
nomen auftreten: Einerseits hat die schadenverursachende Gesellschaft die 
unternehmerische Entscheidung, deren Folgen den Schaden mitverursacht hat, 
nicht selbst getroffen. Andererseits ist die fiir die unternehmerische Entschei­
dung verantwortliche Muttergesellschaft nicht ohne weiteres fiir den entstan­
denen Schaden haftbar zu machen. Dieser Mechanismus könnte bei einer 
Konzernstruktur durchaus beabsichtigt sein. Rechtlich wirft er die folgenden 
Fragen auf: 

- Wie sind die Haftungsrisiken des Umweltrechts innerhalb des Konzerns 
verteilt? 

- Haftet die Konzernspitze auch für umwelthaftungsrechtliche Schäden, für 
die eine ihrer Tochtergesellschaften zur Verantwortung gezogen wird oder 
kann die Konzernspitze, z.B. durch Gründung oder Ausgliederung von Toch­
tergesellschaften, die das haftungsträchtige operative Geschäft übernehmen, ih­
re Haftung vermindern oder ausschließen? 

Für die betriebswirtschaftliehe Bewertung im Einzelfall wird die Beant­
wortung dieser Fragen fiir die Beurteilung von Bedeutung sein, ob gegebe­
nenfalls bestehende Umwelthaftungsrisiken die betriebswirtschaftlichen Vor­
teile, die eine Konzernstruktur bietet, überwiegen können. Es ist abzuwägen, 
ob die durch Synergieeffekte möglichen Ertragssteigerungen, ein möglicher­
weise bestehendes Umwelthaftungsrisiko und daraus entstehende Kosten auf­
wiegen können. Dabei handelt es sich um nicht geringfügige Beträge. Das fi­
nanzielle Volumen von Umweltschäden in der Bundesrepublik ist enorm. Im 
Jahr 1992 betrugen sie z.B. kumuliert 203 Mrd. DM und machten damit 6,8% 
des Bruttosozialproduktes aus. Wenn das Schadensersatzrisiko zu groß würde, 
könnte eine Konzernbildung ihren betriebswirtschaftlieh angestrebten Zweck 
nicht mehr erfüllen. Das könnte im schlimmsten Fall dazu fiihren, daß Kon­
zernstrukturen fiir Unternehmen, die umweltbelastend produzieren, nicht 
mehr zu empfehlen sind. 

4 Vgl. statt vieler LutterlHommelhoff, § 13 GmbHG Rein. 9; Rechtsprechungsüber­
sicht bei Schulte, WM 1979, Sonderbeilage l. 
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Solche Überlegungen sind nur dann anzustellen, wenn die Obergesellschaft 
für Umwelthaftungsschäden, die durch eine ihrer Tochtergesellschaften verur­
sacht worden sind, haftet. Von der Beantwortung dieser Frage hängt ab, ob 
sich durch Konzernbildung die Haftung segmentieren läßt oder ob Haftungsri­
siken einer Konzernbildung eher entgegenstehen'. 

Dieses Problem soll im ersten Abschnitt der Arbeit aus dem Blickwinkel 
des Umweltrechts betrachtet werden, im zweiten Abschnitt aus Sicht des Kon­
zemrechts. 

, Diese Überlegungen wurden schon von Westermann, ZHR 155 (1991), 223 ff., 
K. Schmidt, UTR Band 26 (1993), S. 69 ff. und U. H. Schneider, ZGR 1996, 225 ff. 
für die Umwelthaftung; von Hommelhoff, ZIP 1990, 761 ff. und Oehler, 
ZIP 1990, 1445 ff. für die Produkthaftung angestellt. Mangels bisher bekanntgeworde­
ner praktischer Anwendungsfälle ist die Diskussion wieder abgeebbt. Die Frage hat je­
doch nach wie vor nicht ihre Brisanz verloren; siehejiingst z.B. BGH DB 1997, 1971. 

2* 
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